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A. Begriff und Bestand der Grundrechte 

I. Die Grundrechte des Grundgesetzes 

Wenn man von den Grundrechten des Grundgesetzes spricht, meint man in der 
Regel die Rechte, die in den Art. 1 bis 19 GG gewährleistet sind; auch das Grund-
gesetz selbst überschreibt diesen Abschnitt mit „Die Grundrechte“. Diese formale 
Betrachtungsweise ist jedoch aus zwei Gründen nicht ausreichend: 

Zum einen verbürgen nicht alle Normen, die sich in den Art. 1 bis 19 GG finden, 
tatsächlich Grundrechte. Für manche Bestimmungen ist dies offensichtlich: So be-
stimmt etwa Art. 18 GG, unter welchen Umständen bestimmte Grundrechte ver-
wirkt werden; diese Norm garantiert also nicht ein Grundrecht, sondern legt im 
Gegenteil die Voraussetzungen für den Entzug von Grundrechten fest. Auch ande-
re Bestimmungen besitzen einen engen inhaltlichen Zusammenhang mit den ei-
gentlichen grundrechtlichen Gewährleistungen, ohne selbst ein Grundrecht zu 
enthalten. Dass das gesamte Schulwesen unter der Aufsicht des Staates steht 
(Art. 7 I GG), ist für das Grundrecht der Eltern, über die Erziehung ihrer Kinder 
zu bestimmen (Art. 6 II GG), von großer Bedeutung; trotzdem enthält auch Art. 7 
I GG kein Grundrecht. In anderen Fällen ist der grundrechtliche Charakter einer 
Norm umstritten geblieben: Gewährleistet Art. 1 I 1 GG, die Unantastbarkeit der 
Menschenwürde, tatsächlich ein Recht, auf das sich der Einzelne berufen kann, 
oder handelt es sich lediglich um eine einleitende programmatische Bestimmung, 
die die Gewährleistung der „nachfolgenden“ (so immerhin ausdrücklich Art. 1 III 
GG) Grundrechte erklärt? Allein der Umstand, dass eine Regelung in den Art. 1 
bis 19 GG enthalten ist, legt also noch nicht ihren grundrechtlichen Charakter fest; 
man benötigt vielmehr einen materiellen, inhaltlichen Begriff des Grundrechts. In 
einer ersten Annäherung wird man sagen können, dass eine Verfassungsnorm nur 
dann ein Grundrecht enthält, wenn sie dem einzelnen Bürger ein Recht verleiht, 
auf dessen Grundlage er von der staatlichen Gewalt ein bestimmtes Verhalten – 
sei es ein Handeln oder ein Unterlassen – verlangen kann. 

Zum anderen ist zu berücksichtigen, dass derartige Rechte nicht nur in den Art. 1 
bis 19 GG gewährleistet werden; insoweit ist die formale Betrachtungsweise zu 
eng. Der erste Abschnitt des Grundgesetzes enthält die klassischen Grundrechte. 
Zusätzlich werden sog. „grundrechtsgleiche“ Rechte wie z.B. die Rechte, in einem 
gerichtlichen Verfahren angehört (Art. 103 I GG) und nicht dem gesetzlichen 
Richter entzogen zu werden (Art. 101 I 2 GG) durch das Grundgesetz gewährleis-
tet. In praktischer Hinsicht ist dies von Bedeutung, weil auch diese grundrechts-
gleichen Rechte mit dem Instrument der Verfassungsbeschwerde geltend gemacht 
werden können. Dies ergibt sich aus Art. 93 I Nr. 4a GG, der die grundrechtsglei-
chen Rechte abschließend aufführt. 
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II. Die wechselseitige Beeinflussung verschiedener Grundrechts-
ebenen 

1. Das Geflecht unterschiedlicher Menschen- und Grundrechts-
gewährleistungen 

Die Grundrechte des Grundgesetzes sind heute eingebettet in ein vielschichtiges 
System von Grundrechtsgewährleistungen in unterschiedlichen Rechtsordnung 
und auf Rechtsebenen. Zu nennen sind beispielsweise im nationalen Recht, die 
Grundrechte in den Verfassungen der Bundesländer. Auf internationaler Ebene 
sind dies eine ganze Reihe von Menschenrechtsabkommen, die die Bundesrepub-
lik Deutschland ratifiziert hat. Auf der europäischen Ebene ist vor allem die Euro-
päische Menschenrechtskonvention zu nennen sowie die Grundrechte des Europä-
ischen Unionsrechts, die mittlerweile in einem Grundrechtskatalog, der Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union niedergelegt sind. Es stellt sich die Frage, in 
welcher Weise die Menschen- und Grundrechtsverbürgungen in das deutsche 
Recht hineinwirken und in welcher Beziehung diese Menschen- und Grundrechts-
garantien zu den Grundrechten des Grundgesetzes stehen. 

2. Bundesgrundrechte und Landesgrundrechte 

a. Modifizierung des Grundsatzes „Bundesrecht bricht Landes-
recht“ 

Das Verhältnis zwischen den Grundrechtsverbürgungen in den Verfassungen der 
deutschen Ländern und den Grundrechten des Grundgesetzes bestimmt sich nach 
Art. 142 GG. Danach bleiben Bestimmungen der Landesverfassungen – ungeach-
tet des Grundsatzes des Art. 31 GG, wonach Bundesrecht Landesrecht bricht, 
auch insoweit in Kraft, als sie in Übereinstimmung mit den Art. 1 bis 18 GG 
Grundrechte gewährleisten. Art. 142 GG nimmt somit die Grundrechtsregelungen 
der Länder aus dem Anwendungsbereich des Art. 31 GG heraus. Der Grundsatz 
„Bundesrecht bricht Landesrecht“ wird dahingehend modifiziert, dass er sich 
nicht auf den Bereich der Grundrechtsbestimmungen der Landesverfassungen 
bezieht, die mit den Grundrechtsbestimmungen des Grundgesetzes inhaltlich 
übereinstimmen. Art. 142 GG ist Ausdruck des föderalen Gefüges der Bundesre-
publik Deutschland. Hiernach ist es den Ländern aufgrund ihrer besonderen 
Staatsqualität unbenommen, sich eine eigene Verfassung zu geben und so nicht 
nur Staatsorganisation und Ausübung von Staatsgewalt, sondern darüber hinaus 
die Grundrechte autonom zu gestalten (vgl. BVerfGE 4, 178, 189; 60, 175, 209). 

b. Grundrechtsschutz durch die Landesverfassungsgerichte 
Für den Grundrechtsschutz auf Landesebene sind die Landesverfassungsgerichte 
zuständig. Ihre Jurisdiktion erstreckt sich freilich nur auf Organe des jeweiligen 
Landes, da Bundesorgane nicht an Landesverfassungen gebunden sind. Jedoch 
gibt es derzeit in nur zwölf Bundesländern die Möglichkeit, die Verletzung von 
Landesgrundrechten durch Landesorgane mittels einer Landesverfassungsbe-
schwerde zu rügen (Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Hessen, 
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Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 
Sachsen, Sachsen-Anhalt und Thüringen). 

Die Prüfung, ob Bundes- und Landesgrundrechte im Sinne des Art. 142 GG über-
einstimmen, erfolgt anhand der anerkannten Auslegungsmethoden. Hierbei ist 
insbesondere auf den sachlichen und personellen Schutzbereich sowie die Ein-
schränkungsmöglichkeiten abzustellen. Soweit beide Grundrechte „einen be-
stimmten Gegenstand in gleichem Sinne und mit gleichem Inhalt regeln“, sind sie 
inhaltsgleich und daher übereinstimmend i.S.v. Art. 142 (BVerfGE 96, 345, 365). 
Aber auch soweit Landesgrundrechte gegenüber dem Grundgesetz einen weiter-
gehenden Schutz oder auch einen geringeren Schutz verbürgen, widersprechen sie 
den entsprechenden Bundesgrundrechten als solchen nicht, wenn das jeweils en-
gere Grundrecht als Mindestgarantie zu verstehen ist und daher nicht den Norm-
befehl enthält, einen weitergehenden Schutz zu unterlassen (BVerfGE 96, 345, 
365). Besteht jedoch ein Widerspruch zwischen Grundrechtsnormen, löst dies die 
Rechtsfolge des Art. 31 aus. Ein Beispiel für einen Widerspruch findet sich in 
Art. 29 V HessVerf, wonach Aussperrungen im Arbeitskampf rechtswidrig sind. 
Die durch Art. 9 III GG geschützte Tarifautonomie umfasst jedoch grundsätzlich 
auch Aussperrungen, so dass die Bestimmung der hessischen Verfassung nicht 
mit dem Grundgesetz in Übereinstimmung steht. 

Gewährt ein Landesgrundrecht mehr oder weniger Schutz als das entsprechende 
Bundesgrundrecht, so kann dieses Landesgrundrecht einfachem Bundesrecht wi-
dersprechen. Dieser Fall liegt etwa vor, wenn das einfache Bundesrecht zwar mit 
dem engeren Gewährleistungsbereich eines Bundesgrundrechts, nicht jedoch mit 
dem weiteren eines Landesgrundrechts vereinbar ist (vgl. BVerfGE 96, 345, 
365 f.). Die Berücksichtigung der nach Art. 142 GG gewährleisteten Landes-
grundrechte ist jedoch nur insoweit möglich, als das Bundesrecht der Landes-
staatsgewalt Entscheidungsspielräume eröffnet; ist dies nicht der Fall, kollidiert 
das Bundesgesetz mit dem Landesgrundrecht (BVerfGE 1, 264, 281; 96, 345, 
366). Grundsätzlich ist dies aber keine unmittelbare Frage des Übereinstimmungs-
tatbestandes nach Art. 142; vielmehr kommt dann Art. 31 GG (allerdings in modi-
fizierter Form) zur Anwendung: Das Bundesrecht verdrängt aufgrund seiner Hö-
herrangigkeit lediglich im konkreten Fall die Landesgrundrechte als Maßstab für 
die Landesorgane. 

Eröffnet das Bundesrecht der Landesstaatsgewalt Entscheidungsspielräume, stellt 
sich die Frage, inwieweit die Anwendung von Bundesrecht durch die Landesge-
richte Gegenstand einer landesverfassungsgerichtlichen Überprüfung sein kann. 
So könnte sich ein etwa Bürger durch die Anwendung von Bundesrecht durch 
Landesorgane in seinen Landesgrundrechten verletzt sehen und Verfassungsbe-
schwerde erheben. Das Bundesverfassungsgericht hat klargestellt, dass Landes-
verfassungsgerichte im Verfahren über eine Verfassungsbeschwerde gegen Ent-
scheidungen von Fachgerichten des Landes grundsätzlich auch die Anwendung 
von Bundesverfahrensrecht auf Einhaltung der mit dem Grundgesetz inhaltsglei-
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chen subjektiven Rechte des Landesverfassungsrechts überprüfen können (BVer-
fGE 96, 345, 366 f.). Landesgerichte üben nämlich trotz bundesgesetzlicher Ver-
fahrensregelungen Länderstaatsgewalt aus. Soweit Landesgrundrechte nach 
Art. 142 GG in Kraft bleiben und nicht nach Art. 31 GG durch Bundesrecht ver-
drängt werden, müssen sie von der jeweils handelnden Landesstaatsgewalt beach-
tet werden; denn die Grundrechte binden nicht nur den Gesetzgeber beim Erlass 
der Norm, sondern auch den Rechtsanwender, hier die Gerichte eines Landes. Das 
Bundesrecht steht in diesen Fallgestaltungen allerdings nicht zur Disposition, son-
dern lediglich seine Anwendung durch ein Landesorgan, dessen Handeln Gegen-
stand einer landesverfassungsgerichtlichen Überprüfung unter landesverfassungs-
rechtlichen Maßstäben sein kann (vgl. BerlVerfGH, LVerfGE 1, 44, 52). Ein 
Konflikt aus der gleichzeitigen Bindung des Richters an Landes- und Bundes-
grundrechte ist ausgeschlossen, da die Anwendung dieser – inhaltsgleichen – 
Grundrechte im konkreten Fall zu demselben Ergebnis führen muss. 

Das Bundesverfassungsgericht verlangt daher von den Landesverfassungsgerich-
ten eine vierstufige Prüfung: Nach der notwendigen Feststellung, dass ein Lan-
desgrundrecht thematisch einschlägig ist (1), muss das Landesverfassungsgericht 
prüfen, ob es sich um ein „inhaltsgleiches“ Grundrecht handelt; dabei ist zunächst 
als Vorfrage zu klären, zu welchem Ergebnis die Anwendung des Bundesgrund-
rechts kommt (2), und dann zu fragen, zu welchem Ergebnis das Landesgrund-
recht führt (3). Besteht Ergebnisidentität (4a), ist geklärt, dass das inhaltsgleiche 
Landesgrundrecht als zulässiger Prüfungsmaßstab herangezogen werden kann. 
Zugleich steht das Ergebnis der gerichtlichen Überprüfung fest: Der angegriffene 
landesrichterliche Hoheitsakt kann der Sache nach entweder nur beide oder keine 
der Grundrechtsgarantien verletzen. Führt die Prüfung das Landesverfassungsge-
richt hingegen zu dem Ergebnis, dass die grundrechtlichen Verbürgungen nicht 
inhaltsgleich sind (4b), kann die landesgerichtliche Anwendung des Bundesver-
fahrensrechts nicht am Maßstab des Landesgrundrechts gemessen werden; die 
Landesverfassungsbeschwerde ist dann unzulässig. 

Das Bundesverfassungsgericht hat ausdrücklich die Frage unentschieden gelassen, 
ob die von ihm bezüglich der Anwendung von Bundesverfahrensrecht entwickel-
ten Grundsätze auch dann gelten, wenn die Landesgerichte materielles Bundes-
recht anwenden (BVerfGE 96, 345, 362). Eine einheitliche Beantwortung dieser 
Frage durch die Landesverfassungsgerichte lässt sich nicht feststellen. Während 
der BerlVerfGH (LVerfGE 9, 45, 48 f.; 11, 80, 86 ff.; 13, 42, 50 f.; 14, 74, 78 f.), 
das BbgVerfG (Beschl. v. 16.12.2010, LKV 2011, S. 124 f.) und der SächsVerfGH 
(LVerfGE 8, 320 ff.) hinsichtlich ihrer Prüfungskompetenz nicht zwischen der 
Anwendung formellen und materiellen Bundesrechts durch die Fachgerichte des 
Landes differenzieren, beschränken insbesondere der BayVerfGH (BayVerfGHE 
53, 157, 159; BayVBl. 2004, S. 464; NVwZ-RR 2014, S. 121, 122) und der 
ThürVerfGH (Beschl. v. 16.8.2007 – 25/05, juris Rn. 28) die verfassungsgerichtli-
che Prüfung auf mögliche Verstöße gegen das Willkürverbot sowie mit dem 
Grundgesetz inhaltsgleiche verfahrensrechtliche Gewährleistungen der Landesver-
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fassung (Recht auf den gesetzlichen Richter, Recht auf rechtliches Gehör). Eine 
Sonderregelung enthält das rheinlandpfälzische Landesrecht. Gemäß § 44 II 1 
RhPfVerfGHG ist eine Verfassungsbeschwerde unzulässig, soweit die öffentliche 
Gewalt des Landes Bundesrecht ausführt oder anwendet; dies gilt gemäß Satz 2 
allerdings nicht für die Durchführung des gerichtlichen Verfahrens oder wenn die 
Landesverfassung weiter reichende Rechte als das Grundgesetz gewährleistet (vgl. 
dazu RhPfVerfGH, NJW 2001, S. 2621). 

Es dürfte wohl in der Konsequenz des Stellung der Landesverfassungsgerichts-
barkeit stärkenden Beschlusses des Bundesverfassungsgerichts (BVerfGE 96, 
345 ff.) liegen, wenn die Landesverfassungsgerichte, soweit das Landesrecht wie 
in Rheinland-Pfalz nicht entgegensteht, ihre Zurückhaltung aufgeben und künftig 
im Rahmen von Landesverfassungsbeschwerden auch die Auslegung und Anwen-
dung des materiellen Bundesrechts nach den gleichen vom Bundesverfassungsge-
richt aufgestellten Maßstäben prüfen würden, wie dies für die Anwendung des 
Bundesverfahrensrechts bereits üblich ist. Durch die vom Bundesverfassungsge-
richt vorgegebenen Sicherungen, insbesondere die Beschränkung der Prüfung des 
Landesverfassungsgerichts auf inhaltsgleiche Landesgrundrechte, die Bindung an 
die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts bei der grundgesetzlichen 
Inzidentprüfung und die Vorlagepflicht nach Art. 100 III GG bei beabsichtigter 
Abweichung hiervon oder von einer entsprechenden Entscheidung eines anderen 
Landesverfassungsgerichts, erscheint die Gefahr einer Entstehung partikularen 
Bundesrechts und damit einer Gefährdung der Rechtseinheit ausreichend gebannt. 

3. Der Einfluss der EMRK auf die Grundrechte des Grundgeset-
zes 

Am 3. September 1953 ist die Europäische Konvention zum Schutz der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) vom 4. November 1950 (BGBl. 1952 II 
S. 685) für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft getreten. Nach dem Grund-
gesetz kommt der EMRK – wie jedem anderen völkerrechtlichen Vertrag – nur 
der Rang eines einfachen Bundesgesetzes zu, nämlich der Rang des innerstaatli-
chen Zustimmungsgesetzes zu einem völkerrechtlichen Vertrag gemäß Art. 59 II 
1 GG (BVerfGE 74, 358, 370; 111, 307, 317). Das Bundesverfassungsgericht hat 
ausdrücklich betont, dass der EMRK kein Verfassungsrang zukommt (BVerfGE 
10, 271, 274; 64, 135, 157; 74, 102, 128; 111, 307, 317). Eine Verfassungsbe-
schwerde nach Art. 93 I Nr. 4a GG kann daher nicht auf eine Verletzung der 
EMRK gestützt werden. 

Landesrecht kann aufgrund seiner Nachrangigkeit gemäß Art. 31 („Bundesrecht 
bricht Landesrecht.“) die bundesgesetzlichen Vorgaben der EMRK nicht modifi-
zieren. Die EMRK geht jedwedem Landesrecht, auch den Verfassungen der Län-
der im Rang vor. 

Gegenüber vor Inkrafttreten des Vertragsgesetzes zur EMRK erlassenem einfa-
chem Bundesrecht setzt sich die Konvention als lex posterior durch. Ein später 




